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Anlagen: 
- Flächenermittlung zur Eingriffs- / Ausgleichsplanung (Teilgeltungsbereich 1) 
- Artenschutzrechtliche Einschätzung, Büro IBW Artenschutz, Ottrau vom 18.08.2025 
- Bodenfunktionale Kompensationsbetrachtung (Feuerwehrgerätehaus) 
 
 
 
 
1. Planungsanlass und Planungsziele der Änderung des Bebauungsplanes 
 

Teilgeltungsbereich 1 
● Primärer und aktueller Planungsanlass der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1a „Westlicher 

Ortsteil“ ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Bau eines neuen 

Feuerwehrgerätehauses für die freiwillige Feuerwehr am nördlichen Ortsrand von Gethsemane 

an der „Götzmannstraße“ (K 10). 

● Reduzierung der Fläche des bisher festgesetzten Dorfgebietes östlich des geplanten Feuerwehr-

gerätehauses und Festsetzung als Fläche für die Landwirtschaft im Rahmen der Kompensation 

für Eingriffe durch das Feuerwehrgerätehaus. In diesem Zusammenhang wird es für sinnvoll an-

gesehen, den Teilgeltungsbereich 1 bis an die nördliche Grundstücksgrenze des heutigen Flur-

stückes 47/4 im Sinne einer „Begradigung“ des Geltungsbereiches zu erweitern (siehe hierzu 

auch Abbildung 8). 

 

Teilgeltungsbereiche 1 und 2 
 ● Im Zusammenhang mit der Bebauungsplan-Änderung für das neue Feuerwehrgerätehaus sollen 

die im vorhandenen Bebauungsplan Nr. 1a „Westlicher Ortsteil“ von 2013 vorhandenen bzw. ver-

bleibenden festgesetzten Dorfgebiete (MD) nach § 5 Baunutzungsverordnung (BauNVO) in Dörf-

liche Wohngebiete (MDW) nach § 5a BauNVO umgewandelt werden. 

 

Errichtung des neuen Feuerwehrgerätehauses: 
Um die aktuellen gesetzlichen Anforderungen des Hessischen Gesetzes über den Brandschutz, die 

allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz (HBKG) durch die örtlichen Feuerwehren auch wei-

terhin zu gewährleisten, beabsichtigt die Marktgemeinde Philippsthal (Werra) einen Neubau des 

vorhandenen Feuerwehrgerätehauses in Gethsemane in der „Lange Ebene“. Das vorhandene Feu-

erwehrgerätehaus an der „Lange Ebene“ - etwa 200 m südöstlich vom geplanten Standort des Neu-

baus - genügt nicht mehr den aktuellen rechtlichen Anforderungen. 
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Nach dem Bedarfs- und Entwicklungsplan 2020 bis 2030 für den Brandschutz und die allgemeine 

Hilfe der Marktgemeinde Philippsthal (Werra) entspricht das Feuerwehrgerätehaus in Gethsemane 

nicht mehr den Anforderungen der UVV (Unfallverhütungsvorschriften) und GUV (Sicherheit im Feu-

erwehrhaus - sicherheitsgerechtes Planen, Bauen und Betreiben). Laut Prüfbericht des technischen 

Prüfdienstes des Landes Hessen und der Unfallkasse ergeben sich derzeit unter anderem folgende 

Mängel: 

- Sanitärräume und Umkleidemöglichkeiten für weibliche Einsatzkräfte sind nicht vorhanden, 

- die Stellplatzgröße für das Löschfahrzeug entspricht nicht den Anforderungen der DIN 14092-1 

(Feuerwehrhäuser – Teil 1: Planungsgrundlagen) sowie der GUV, 

- das Dach besteht noch aus asbesthaltigen Faserzementplatten, 

- vom Boden zieht Feuchtigkeit in das Mauerwerk. 

Diese baulichen Mängel sind nur durch den kurzfristigen Neubau eines Feuerwehrgerätehauses in 

Gethsemane zu beheben. 

Der regelmäßig fortzuschreibende Bedarfs- und Entwicklungsplan dient u. a. der Marktgemeinde 

Philippsthal (Werra) und deren Entscheidungsträgern als Planungsgrundlage für die künftige Aus-

stattung und Organisation der örtlichen freiwilligen Feuerwehren, um den steigenden Anforderungen 

an den Brandschutz, die allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz als eines der wichtigsten 

Bestandteile der kommunalen Daseinsfürsorge weiterhin gerecht werden zu können. Die Marktge-

meinde Philippsthal (Werra) hat daher beschlossen, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 

die Errichtung eines neuen Feuerwehrgerätehauses im Ortsteil Gethsemane durch die 2. Änderung 

des Bebauungsplanes Nr. 1a „Westlicher Ortsrand“ zu schaffen. 

Die Marktgemeinde Philippsthal (Werra) wird hierzu eine etwa 3.500 m² große Teilfläche des heuti-

gen Flurstückes 47/4 an der „Götzmannstraße“ erwerben. 

 

Umwandlung der Dorfgebiete in Dörfliche Wohngebiete / Reduzierung des Dorfgebietes: 
Die im Bebauungsplan Nr. 1a „Westlicher Ortsteil“ von 2013 festgesetzten Dorfgebiete (MD) nach  

§ 5 Baunutzungsverordnung (BauNVO) haben sich seither in wesentlichen Teilen baulich nicht zu 

einem solchen entwickelt, sodass die Zweckbestimmung eines Dorfgebietes heute faktisch nicht 

erfüllt ist und eine Entwicklung zu einem Dorfgebiet mit den dieses prägenden Hauptnutzungen 

durch die künftige Bebauung der noch wenigen freien Grundstücke auch nicht mehr zu erwarten ist. 

Abbildung 1 
Derzeitiges Feuerwehrgerätehaus der 
freiwilligen Feuerwehr Gethsemane in 
der „Lange Ebene“. 
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Das gilt insbesondere für die festgesetzten Dorfgebiete südwestlich der „Götzmannstraße“ (Teilgel-

tungsbereich 2), ist aber auch für das Dorfgebiet nordöstlich hiervon (Teilgeltungsbereich 1) anzu-

nehmen, das noch weitgehend unbebaut geblieben ist. Eine Teilfläche dieses noch unbebauten bis-

herigen Dorfgebietes wird aufgehoben und in eine Fläche für die Landwirtschaft umgewandelt.  

Neben einzelnen noch vorhandenen landwirtschaftlichen Nebenerwerbsbetrieben ist die vorhan-

dene bauliche Nutzung der als MD festgesetzten Gebiete eher einem Allgemeinen Wohngebiet nach 

§ 4 BauNVO zuzuordnen (vgl. Abbildung 2 - Luftbild des Plangebietes in der Ortslage von Gethse-

mane). 

 

Es wird daher als planungsrechtlich zweckmäßig angesehen, die bisher als Dorfgebiet festgesetzten 

Flächen – abgesehen von dem geplanten Standort des neuen Feuerwehrgerätehauses – in die seit 

der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1a von 2013 als neue Baugebietsart in die BauNVO auf-

genommenen Dörflichen Wohngebiete umzuplanen ohne eine Änderung des Flächennutzungspla-

nes, der Mischbauflächen darstellt durchführen zu müssen, was bei einer Umplanung in ein Allge-

meines Wohngebiet der Fall sein dürfte.   
 

Immissionsschutzrechtlich ist ein Dorfgebiet einem Dörflichen Wohngebiet in Bezug auf die Beurtei-

lungspegel für Verkehrs- und Gewerbelärm und gleichzusetzen (DIN 18005, 2023, Beiblatt 1 bzw. 

TA-Lärm 2017). 
 

Die Umplanung der bisherigen Dorfgebiete in Dörfliche Wohngebiete bezieht sich ausdrücklich nur 

auf die Art der baulichen Nutzung; alle übrigen Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung und 

der Bauweise bleiben unverändert. 
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1.1 Zum Aufstellungsverfahren der Bebauungsplan-Änderung 
Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1a „Westlicher Ortsrand“ erfolgt nur hinsichtlich der Pla-

nung für das neue Feuerwehrgerätehaus im Regelverfahren nach den §§ 2 ff BauGB. 

Für die als Dorfgebiet festgesetzten Bereiche des geltenden Bebauungsplanes Nr. 1a, die lediglich 

die Umwandlung in ein Dörfliches Wohngebiet zum Gegenstand haben, wird die Durchführung einer 

Umweltprüfung und einer naturschutzrechtlichen Eingriffs- / Ausgleichsplanung nicht für erforderlich 

gehalten, da mit dieser Änderung Umweltbelange oder Schutzgüter nicht erstmalig bzw. zusätzlich 

betroffen werden. Insbesondere bleibt das Maß der baulichen Nutzung für die Dörflichen Wohnge-

biete unverändert. Die zulässige Grundfläche in den bisher als Dorfgebiet festgesetzten Gebieten 

beträgt unter 20.000 m² (Gesamtfläche der Dorfgebiete: 35.310 m² x 0,4 Grundflächenzahl = 14.124 

m²). Eine Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne des § 13 a Abs. 1 Nr. 2 BauGB nach Anlage 2 des 

BauGB ist daher nicht erforderlich. 

 

 

TG 1 

TG 2 

Abbildung 2 
Luftbild des Plangebietes in der Orts-
lage von Gethsemane mit Abgrenzung 
der Änderungsbereiche (Teilgeltungs-
bereiche, TG 1 und TG 2)  
(ohne Maßstab) 
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→ Die folgenden Kapitel beziehen sich primär auf den für den Neubau des Feuerwehrgerätehau-
ses vorgesehenen Fläche. 

 

 

 
2. Lage und Abgrenzung des Plangebietes für den geplanten Neubau des  

Feuerwehrgerätehauses 
 

Im Rahmen der Findung eines geeigneten Standortes für ein neues Feuerwehrgerätehaus wurden 

- da die Gemeinde kein für ein entsprechendes Gebäude geeignete Flächen in Gethsemane besitzt 

- insbesondere geeignete private Flächen hinsichtlich der Kriterien ausreichende Größe, Erwerbs-

möglichkeit, Einhaltung der gesetzlichen Hilfsfristen, Verkehrsanbindung, immissionsschutzrechtli-

che Überlegungen und planungsrechtliche Voraussetzungen untersucht. Unter den genannten As-

pekten traf im Ortsteil Gethsemane eine umfassende Flächeneignung lediglich auf das Flurstück 

47/4 der Flur 1 an der „Götzmannstraße“ (Kreisstraße 10) am Ortsausgang Richtung Unterneurode 

zu. 

 

Das Plangebiet für den neuen Standort des Feuerwehrgerätehauses liegt am nördlichen Ortsrand 

von Gethsemane und umfasst eine etwa 3.500 m² große Teilfläche des heutigen Flurstücks 47/4.  

Nördlich schließen sich landwirtschaftlich genutzte Ackerflächen an. 

Östlich an den geplanten Standort des Feuerwehrgerätehauses grenzt der Geltungsbereich der 1. 

Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1a „Westlicher Ortsrand“ mit der bisherigen Festsetzung eines 

Dorfgebietes an. Dieser Bereich ist bis auf ein ca. 100 m vom geplanten Feuerwehrstandort entfern-

tes Wohnhaus mit anschließenden Wirtschaftsgebäuden noch weitgehend unbebaut. Die Realisie-

rung des Standortes des Feuerwehrgerätehauses vollständig innerhalb der bereits als Dorfgebiet 

festgesetzten Teilfläche des Flurstücks 47/4 ließ sich nicht umsetzen, da die Eigentümer nur einem 

möglichst weit entfernten Standort vom vorhandenen Wohnhaus „Winterliede 1“ zustimmten. Daher 

wurde der geplante Standort nach Nordwesten verlagert mit der Folge, dass dieser über den Gel-

tungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 1a von 2013 hinausreicht (siehe Abbildung 8). 

Südlich der „Götzmannstraße“ liegt der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 

1a mit der bisherigen Festsetzung eines Dorfgebietes sowie Flächen für den Gemeinbedarf für DGH, 

Kirche und Sport- und Spielanlagen. 
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Das Gelände weist in nordwestli-

che Richtung ein leichtes Gefälle 

von ca. 2 m, entsprechend einer 

Neigung von im Mittel 2 % auf. 

 

 

 

Die Fläche wird nach Angaben der artenschutzrechtlichen Einschätzung von IBW Artenschutz vom 

18.08.2025 (siehe Anlage) derzeit als landwirtschaftliche Ackerfläche extensiv genutzt. Innerhalb 

der Flächen befinden sich verschiedene Obstgehölze; im Randbereich parallel zur „Götzmann-

straße“ befinden sich neben Obstgehölzen auch einzelne Sträucher, die teilweise auf dem Bau-

grundstück und teilweise auf der Straßenparzelle liegen (siehe Abbildung 5). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 3 
Luftbild mit Abgrenzung der Fläche 
für das geplante Feuerwehrgerä-
tehauses (ohne Maßstab) 

Abbildung 4 
Fotos des Plangebietes der  
Fläche für das geplante  
Feuerwehrgerätehauses  
August 2025 
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Abbildung 5 
Bestandsaufmaß des Berei-
ches für das geplante Feuer-
wehrgerätehaus mit Abgren-
zung des geplanten Bau-
grundstücks (ohne Maßstab) 
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3. Planungsvorgaben 
 

Darstellungen des Regionalplanes Nordhessen 2009 
Der Regionalplan Nordhessen 2009 stellt für den Änderungsbereich des Bebauungsplanes zum 

ganz überwiegenden Teil ein Vorranggebiet Siedlung Bestand dar. Für den Bau des neuen Feuer-

wehrgerätehauses (Pfeil) wird eine zusätzliche Fläche von ca. 0,25 ha in Anspruch genommen, die 

als Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft ohne weitere Überlagerung mit anderen Raumansprü-

chen dargestellt ist.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 
 
 
 
 

 
Darstellungen des Flächennutzungsplanes 
Die Darstellungen des Flächennutzungsplanes von 1981 geben hinsichtlich der Mischbauflächen 

die aktuelle heute bebaute Ortslage und die Baugebietsausweisungen des rechtskräftigen Bebau-

ungsplanes Nr. 1a „Westlicher Ortsteil“ von 2013 insbesondere im nördlichen Grenzbereich nicht 

mehr korrekt wieder (vgl. Abbildung 7).  

Die 60 KV-Freileitung ist nicht mehr vorhanden. 

Der Bereich für den geplanten neuen Standort des Feuerwehrgerätehauses ist im Flächennutzungs-

plan zunächst als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Wie aus der folgenden Abbildung der 

rechtskräftigen 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1a ersichtlich, ist ein südöstlicher Teilbereich 

durch diesen bereits als Dorfgebiet überplant. Für die Errichtung des neuen Feuerwehrgerätehauses 

werden etwa 2.550 m² des bisherigen Außenbereiches zusätzlich mit der 2. Änderung des Bebau-

ungsplanes Nr. 1a überplant. Auf ein separates Änderungsverfahren des Flächennutzungsplanes 

für diese Teilfläche wird aufgrund der geringen Größe verzichtet. 

Abbildung 6 
Regionalplan Nordhessen 2009 
mit Abgrenzung des 
Änderungsbereiches des Bebau-
ungsplanes (ohne Maßstab) 
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Rechtskräftiger Bebauungsplan Nr. 1a „Westlicher Ortsteil“ (2013) 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 7 
Flächennutzungsplan von  
1981 mit Lage der geplanten 
Fläche für das neue Feuer-
wehrgerätehaus  
(ohne Maßstab) 

Abbildung 8 
Planzeichnung des Bebau-
ungsplanes Nr. 1a „Westlicher 
Ortsteil“ von 2013 
mit geplanter Fläche für das 
neue Feuerwehrgerätehaus 
und der Erweiterung des Teil-
geltungsbereiches 1 
(ohne Maßstab) 

Fläche  
Feuerwehrgeräthaus Erweiterung des Teilgeltungsbereiches 1 
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4. Geplantes Bauvorhaben für das Feuerwehrgerätehaus 
 

Die Objektplanung wurde vom Büro AW+ aus Eiterfeld erarbeitet und ist im Folgenden wiedergege-

ben – Entwurfsplanung Stand: Oktober 2025 (alle ohne Maßstab). 

 

Das Gebäude wird eingeschossig ausgeführt. Es beinhaltet neben der Fahrzeughalle mit zwei Ein-

stellplätzen für die Einsatzfahrzeuge alle notwendigen Einrichtungen und Funktionen wie 

- Lager, Technik und Werkstatt, 

- Schulungs- und Büroräume 

- Umkleideräume und Sanitäreinrichtungen, sowie Waschräume getrennt für Damen und Herren. 

Das Gebäude hat eine Grundfläche von ca. 550 m² und eine maximale Höhe von etwa 7 Metern. 

Dazu ist die Anlage von 20 PKW-Stellplätzen für die Einsatzkräfte vorgesehen. 

Ein Außenwaschplatz für Fahrzeuge und Gerätschaften ist gegenwärtig nicht vorgesehen. Sollte ein 

solcher eingerichtet werden, wird auf die Anforderungen des Anhanges 49 der Abwasserverordnung 

(AbwV, April 2024, BGBl. 2024 I Nr. 132) an die Indirekteinleitung mineralölhaltiger Abwässer hin-

gewiesen. 

Die Alarm-Ein- und Ausfahrt sowie die Ein- und Ausfahrt der für die PKW der Einsatzkräfte erfolgt 

direkt über die „Götzmannstraße“ (Kreisstraße 10). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 

Abbildung 9 - Lageplan 
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Abbildung 10 - Grundriss 

Abbildung 11 - Gebäudeschnitte 



 
13

 
Philippsthal (Werra) – Bebauungsplan Nr. 1a “Westlicher Ortsteil“ - 2. Änderung - 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. Festsetzungen des Bebauungsplanes 
5.1 Teilgeltungsbereich 1 
5.1.1 Gemeinbedarfsfläche Feuerwehrgerätehaus 
 
A Art der baulichen Nutzung 
Als Art der baulichen Nutzung wird entsprechend dem Planungsanlass und -Ziel eine sozialen Zwe-

cken dienende Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Feuerwehrgerätehaus“ 

festgesetzt. In der Gemeinbedarfsfläche sind alle Gebäude, Einrichtungen und sonstige Anlagen 

zulässig, die der Zweckbestimmung entsprechen. 

 

 

B Maß der baulichen und sonstigen Nutzung 
Das Maß der baulichen Nutzung wird über die maximale zulässige Grundfläche für das Gebäude 

von 600 m² und dessen maximale Höhe von 8,0 Metern über der vorhandenen Geländeoberfläche 

bestimmt und begrenzt. 

Die zulässige Befestigung der Freiflächen innerhalb der Gemeinbedarfsfläche unterteilt sich im We-

sentlichen in die vollständig versiegelbaren Flächen durch die Anlage der Zufahrten und des Alarm- 

und Übungshofes sowie in die Freiflächen für die internen Erschließungsanlagen wie Fahrgassen 

Abbildung 12 
 - Gebäudeansichten 
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der PKW-Stellplätze, interne Fußwege, Terrassen, Müllstandplätze, Fahrradständer, Wärmepum-

pen etc., die grundsätzlich in möglichst wasserdurchlässigen Materialien zu auszuführen sind. 

Die PKW-Stellplätze sind ausschließlich mit wasserdurchlässigen Materialien zu befestigen. 
 

Auf der Grundlage des oben dargestellten Lageplanes (Abbildung 9) vom Büro AW+ ergeben sich 

damit folgende zulässige Befestigungen der Freiflächen: 

- Alarm- und Übungshof - 600 m² 

- Pflasterflächen - 500 m² 

- 20 PKW-Stellplatzflächen - 310 m² 

 

 

C Überbaubare Grundstücksflächen (Baugrenzen) 
Für das Feuerwehrgerätehaus einschließlich des überdachten Terrassenbereiches wird ein Bau-

fenster durch Baugrenzen festgesetzt. Nebenanlagen wie PKW-Stellplätze, Abstellplätze für Zwei-

räder, Mülltonnen, Wärmepumpen etc. sind auch außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig 

 

 

D Grünordnerische Festsetzungen 
 

Anlage von Blühwiesen-Flächen 

An der nördlichen Baugrundstücksgrenze werden zur Minderung der Eingriffe durch den Feuerwehr-

standort zwei Flächen mit insgesamt 953 m² für die Anlage von Blühwiesen festgesetzt. Arten- und 

strukturreiche Wiesen tragen auch im besiedelten Bereich zur Biodiversität bei. Sie verbessern und 

regulieren das lokale Klima besser als herkömmliche Rasenflächen, insbesondere in Hitze- und Tro-

ckenzeiten, und können größere Mengen an Regenwasser aufnehmen und zurückhalten. Blühwie-

sen weisen eine deutlich höhere floristische und faunistische Artenvielfalt auf. 

Die Untere Naturschutzbehörde empfiehlt die Saatgutmischung UG 21 Hessisches Bergland. „Die 

Aussaat sollte als Frühjahrs-(abhängig von der Witterung ab Ende Februar bis Mitte Mai) oder als 

Herbsteinsaat (August bis Oktober) erfolgen. Dies ist besonders bei mehrjährigen Mischungen sinn-

voll, da viele Arten Kälte benötigen, um zu keimen (Kaltkeimer). Blühflächen benötigen wenig Pflege, 

erfordern aber 1 bis 2-maligen Schnitt pro Jahr in einer Schnitthöhe von mindestens 10 - 15 cm, 

eine Mahd (vorzugsweise Juni/Juli und Oktober) hat mit Entfernung des Schnittguts zu erfolgen. Der 

Einsatz von Balkenmähern schont die in der Blühweise vorkommenden Insekten. Es ist zudem sinn-

voll die Flächen abschnittsweise zu mähen. Dabei kann ein Teil der Fläche als Rückzugsraum für 

Insekten, Feldvögel und Kleinsäuger über den Winter stehen gelassen werden.“ 
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Erhaltung der Gehölze entlang der „Götzmannstraße“ (K 10) 

Entlang der „Götzmanstraße“ mit dem Entwässerungsgraben befindet sich eine mehr oder weniger 

geschlossene lineare Gehölzstruktur aus standortgerechten Bäumen und Sträuchern. Diese ist so 

weit wie möglich - insbesondere unter Berücksichtigung der beiden geplanten Zufahrten - zu erhal-

ten und in die Objektplanung zu integrieren (siehe auch die folgenden Fotos der Straßenflucht der 

„Götzmannstraße“, Abbildungen 13 und 14).  

Die Untere Naturschutzbehörde weist darauf hin, dass „alle zu erhaltenden Gehölze dauerhaft zu 

erhalten und gem. DIN 18920 (Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Schutz von Bäumen, Pflan-

zenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“) vor Beeinträchtigungen wie z. B. me-

chanischer Beschädigung oder Auffüllungen/Abgrabungen im Wurzelbereich zu schützen sind. Die 

Beseitigung der nicht zu erhaltenden Gehölze hat in der vogelbrutfreien Zeit zwischen dem 1.10. 

und 01.03. zu erfolgen, um nicht in den Konflikt mit dem Artenschutz nach § 44 BNatSchG zu gera-

ten. Vor den Fällungen sind die betroffenen Bäume auf das Vorkommen von Brut- und Lebensstät-

ten von geschützten und besonders geschützten Tierarten zu untersuchen (Anhaltspunkte: Nester, 

Baumhöhlen, Baumspalten, usw.). Sofern dies der Fall sein sollte, ist vor Beginn aller Arbeiten eine 

Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde über die weitere Vorgehensweise und die erfor-

derlichen Maßnahmen zur Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Verbote erforderlich.“ 

 

 

 

E Erschließung 
 

Verkehrserschließung 

Verkehrsmengenzählungen von Hessen Mobil liegen für den Straßenabschnitt der K10 zwischen 

Ausbach und Unterneurode nicht vor. 

Die Verkehrserschließung des Feuerwehrstandortes erfolgt über zwei direkte Ein- und Ausfahrten 

von der „Götzmannstraße“ (Kreisstraße 10) über den Entwässerungsgraben. Hierzu ist im Bebau-

ungsplan jeweils eine Ein- und Ausfahrt für die Einsatzfahrzeuge (Alarmausfahrt) und für die PKW-

Stellplätze der Einsatzkräfte (Alarmparkplätze) festgesetzt. 

Details der Anbindung der beiden Ein- und Ausfahrten wie Neigung, Entwässerung, Ausrundungs-

radien, Schleppkurvennachweis, die Geometrie der Sichtfelder, die erforderliche Verrohrung des 

Entwässerungsgrabens etc. sind anhand einer verkehrstechnischen Fachplanung auszuführen und 

mit dem Straßenbaulastträger abzustimmen. 

Für den Ein- und Ausfahrtsbereich der Einsatzfahrzeuge (Alarmausfahrt) sind im Bebauungsplan 

die freizuhaltenden Sichtfelder für die Anfahrsicht an der Kreisstraße gemäß den Richtlinien für die 

Anlage von Landstraßen (RAL 2012) mit einer Schenkellänge von 70 m informativ und erläuternd 

eingetragen. Die zulässige Höchstgeschwindigkeit auf der Kreisstraße beträgt im Ausfahrtsbereich 
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50 km / h. Die Sichtfelder sind von jeglicher Sichtbehinderung durch Lagerung, Einfriedungen, Be-

pflanzung etc. über 0,7 m über dem Fahrbahnniveau der Kreisstraße freizuhalten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ruhender Verkehr 

Sämtlicher durch die zulässigen Nutzungen verursachter Stellplatzbedarf ist innerhalb der Gemein-

bedarfsfläche unterzubringen.   

 

Fußläufige Anbindung 

Seitens der Gemeinbedarfsfläche und im Weiteren entlang des Teilgeltungsbereiches 1 ist kein Geh-

weg vorhanden. Entlang der „Götzmannstraße“ verläuft ein Gehweg auf der der Gemeinbedarfsflä-

che gegenüberliegenden Seite, der auf Höhe des Einfahrtsbereiches für die PKW-Stellplätze endet. 

Damit wird eine ausreichende fußläufige Erschließung des Feuerwehrstandortes für gelegentliche 

Besucher im Rahmen von Veranstaltungen der freiwilligen Feuerwehr als gegeben angesehen. Ein 

regelmäßiger Querungsverkehr der K 10 von dem vorhandenen Gehweg zum Gelände der Feuer-

wehr durch die Öffentlichkeit ist nicht zu erwarten. 

 

 

 

Abbildung 13 
Straßenflucht der K 10 im Bereich der 
Alarmausfahrt Richtung Ortseingang 

Abbildung 14 
Straßenflucht der K 10 im Bereich der 
Alarmausfahrt Richtung Ortsausgang 

Abbildung 15 
Gehweg an der „Götzmannstraße“ gegen-
über der Gemeinbedarfsfläche Höhe Ein-
mündung „Landecker Straße“ 
 
Abbildung 16 
Ende Gehweg an der „Götzmannstraße“ 
auf Höhe der geplanten Zufahrt für die 
PKW-Stellplätze 
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F Ver- und Entsorgung 
Die Versorgung des neuen Feuerwehrgerätehauses mit Trinkwasser, Löschwasser, Strom, Tele-

kommunikation sowie die Abwasserentsorgung ist im Rahmen der Objektplanung durch Anschluss 

an die vorhandenen Ver- und Entsorgungsnetze sicherzustellen. Nach der Leitungsauskunft Strom 

der EAM Netz GmbH befindet sich lediglich eine Versorgungsleitung für den Anschluss des Wohn-

gebäudes „Winterliede“, Haus Nr. 1. Im Neubaubereich des geplanten Feuerwehrgerätehauses be-

finden sich derzeit keine Stromleitungen. Nach der Leitungsauskunft Wasser befindet sich eine 

Trinkwasserleitung entlang der „Götzmannstraße“ auf Seite des Teilgeltungsbereiches 1 des Bebau-

ungsplanes bis in Höhe der geplanten Zufahrt für die PKW-Einsatzkräfte (Einfahrtsbereich Nr. 2). 

Die Berücksichtigung dieser Leitung auf der Ebene der Objektplanung zu berücksichtigen und die 

notwendigen Bauarbeiten mit der EAM Netz GmbH abzustimmen. 

 

Hinsichtlich des Anfallens von mineralölhaltigen Abwässer, die z. B. bei der Reinigung der Einsatz-

fahrzeuge anfallen, sind die Anforderungen des Anhangs 49 der Abwasserverordnung zu beachten. 

Die Trinkwasserleitung liefert 48 m³/h über zwei Stunden; die ausreichende Löschwasserversorgung 

ist im Rahmen des Brandschutzkonzeptes sicherzustellen. 

Die Müllentsorgung, einschließlich anfallenden Sondermülls im Rahmen von Übungen auf dem Ge-

lände, kann über die vorhandenen Entsorgungsfirmen und -Systeme erfolgen. 

 

 

 

5.1.2 Dörfliches Wohngebiet 
 

A Art der baulichen Nutzung 
Die nach der Festsetzung der Gemeinbedarfsfläche verbleibende Fläche des Teilgeltungsbereiches 

1 ist bisher als Dorfgebiet nach § 5 Baunutzungsverordnung (BauNVO) ohne weitere Modifizierun-

gen festgesetzt.  

Mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1a von 2013 wird das Dorfgebiet zum einen nunmehr 

als Dörfliches Wohngebiet nach § 5 a BauNVO festgesetzt und zugleich für einen Teilbereich auf-

gehoben und stattdessen als Fläche für die Landwirtschaft nach § 9 Abs. 1 Nr. 18 a BauGB festge-

setzt mit der städtebaulichen Zielsetzung, hier den naturschutzrechtlichen Ausgleich für die Eingriffe 

in der Gemeinbedarfsfläche realisieren zu können. Die künftige bauliche Entwicklung dieses Berei-

ches zu einem Dorfgebiet wird nicht mehr erwartet. Bezüglich der städtebaulichen Begründung für 

die Änderung der Baugebietsart wird auf Kapitel 1 der Begründung Planungsanlass und Planungs-

ziele der Änderung des Bebauungsplanes verwiesen. 

Das seit 2013 bestehende Baurecht ist bislang nicht ausgenutzt worden; damit ist die 7-Jahresfrist 

nach § 42 Abs. 3 BauGB (Entschädigung bei Änderung oder Aufhebung einer zulässigen Nutzung) 

für eine Entschädigung abgelaufen. Gemäß § 42 Abs. 3 BauGB kann der Eigentümer danach eine 
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Entschädigung nur für Eingriffe in die ausgeübte Nutzung verlangen. Ein Eingriff in die ausgeübte Nutzung 

ist durch die Teilaufhebung des Baugebietes nicht erkennbar.  

Weiterhin ist der Eigentümer auch nicht durch eine Veränderungssperre oder eine Zurückstellung seines 

Vorhabens innerhalb der 7-Jahresfrist nicht an der Umsetzung seines Bauvorhabens gehindert worden. 

 

Mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes wird dessen Geltungsbereich gegenüber der 1. Ände-

rung auf das gesamte heutige Flurstück 47/4 durch die geringfügige Ergänzung des Baugebietes 

(154 m²) und der Festsetzung der Fläche für die Landwirtschaft (512 m²) erweitert (vgl. Abbildung 

8). 

 

Die allgemein zulässige Art der baulichen Nutzung in dem Dörflichen Wohngebiet wird weiterhin 

nicht modifiziert bzw. eingeschränkt; damit bleiben auch Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaft-

licher Nebenerwerbsbetriebe und die dazugehörigen Wohngebäude weiterhin allgemein zulässig. 

Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher (Haupt-)Erwerbsbetriebe bleiben zumindest aus-

nahmsweise zulässig. Als einzige Einschränkung wird die ausnahmsweise Zulässigkeit von Tank-

stellen – die im Dorfgebiet bisher allgemein zulässige gewesen wären - grundsätzlich ausgeschlos-

sen; der Standort für die Errichtung einer Tankstelle an der K 10 wird aus städtebaulichen Gründen 

für ungeeignet angesehen. 

 

 

B Maß der baulichen Nutzung 
Die sonstigen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 1a von 2013 hinsichtlich des Maßes der 

baulichen Nutzung sowie der Bauweise und der Dachformen gelten unverändert fort. 

Grünordnerische Festsetzungen sind für diesen Bereich im vorhandenen Bebauungsplan Nr. 1a 

nicht enthalten; diese beziehen sich ausschließlich für die Gemeinbedarfsflächen für Sport- und 

Spielanlagen, die nicht Gegenstand der 2. Änderung des Bebauungsplanes sind. 

 

C Überbaubare Grundstücksflächen (Baugrenzen) 
Die bisher im Bebauungsplan Nr. 1a festgesetzten Baugrenzen werden hinsichtlich der generellen 

Abstände von 3 Metern gegenüber den öffentlichen Verkehrsflächen „Winterliede“ und „Götzmann-

straße“ von bisher 5 Meter auf 3 Meter reduziert.  

Im Bereich der vorhandenen Bebauung „Winterliede“ Hausnummer. 1 werden die Baugrenzen in 

Abweichung der bisherigen Festsetzungen an die vorhandene Bebauung angepasst. 
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5.2  Teilgeltungsbereich 2 
 

A Art der baulichen Nutzung 
 

Die Art der baulichen Nutzung wird von dem bisher festgesetzten Dorfgebiet (MD) in ein Dörfliches 

Wohngebiet (MDW) umgewandelt. Die Gründe hierfür können analog aus dem Teilgeltungsbereich 

1 (Kapitel 5.1.2) übernommen werden. 

Für den Teilgeltungsbereich 2 werden allerdings die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 

- Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher (Haupt-)Betriebe und die dazugehörigen Woh-

nungen und Wohngebäude, 

- Gartenbaubetriebe und 

- Tankstellen 

aufgrund der bereits vorhandenen Bau- und Nutzungsstruktur grundsätzlich ausgeschlossen und 

sollen hier keinen Standort finden. 

 

 

B Maß der baulichen Nutzung / überbaubare Grundstücksflächen /  
Bauweise / Dachformen 

 

Die im Bebauungsplan Nr. 1a „Westlicher Ortsteil“ von 2013 getroffenen Festsetzungen bleiben 

durch die Festsetzungen dieser 2. Änderung unverändert. 
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6. Umweltprüfung für das Baugrundstück des Feuerwehrgerätehauses 
 

Vorbemerkung: 
Wie eingangs erwähnt, beschränken sich der Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprü-
fung ausschließlich auf das Bauvorhaben des neuen Feuerwehrgerätehauses und dessen 
Umweltauswirkungen. Mit der Umwandlung der Baugebiete von Dorfgebiet in Dörfliches 
Wohngebiet sind mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes keine zusätzlichen Umweltbe-
lange betroffen; hierfür wird daher eine Umweltprüfung nicht für erforderlich gehalten. 
 
 
6.1 Wasser- und Bodenschutz 
 

Wasserschutzgebiete / Überschwemmungsgebiete / oberirdische Gewässer 
Trinkwasserschutzgebiete und Heilquellenschutzgebiete sind von der Planung nicht betroffen. 

Das Plangebiet liegt außerhalb von Überschwemmungsgebieten.  

Gebiete mit naturbedingten Risiken sind nicht betroffen. 

Gewässerrandstreifen sind nicht zu berücksichtigen.  

Die Parzelle der Kreisstraße 10 (“Götzmannstraße“) hat beidseits einen begleitenden Entwässe-

rungsgraben; der in erforderlichem Umfang für die geplanten Zufahrten verrohrt werden muss. 

 

 

Vorsorgender Bodenschutz 
 

Die bodenfunktionale Gesamtbewertung 

der Plangebietsfläche wird im Bodenviewer 

als gering (Stufe 2) angegeben. 

Auf der Grundlage der Bodenfunktions-

bewertung wurde eine pauschalierte 

bodenfunktionale Kompensations-

betrachtung nach der „Arbeitshilfe zur 

Ermittlung des Kompensationsbedarfs für 

das Schutzgut Boden in Hessen und 

Rheinlandpfalz“ des Hessischen 

Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und 

Geologie (HLNUG) aufgestellt (siehe 

Anlage). 
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Bezugsfläche für die bodenfunktionale Kompensationsbetrachtung ist ausschließlich die für den 

Neubau des Feuerwehrgerätehauses vorgesehene Fläche von ca. 2.500 m². Für diese Fläche wird 

der vollständige Verlust der Bodenfunktionen durch Bebauung und Versiegelung in Ansatz gebracht. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass ein nennenswerter Teilbereich der Gemeinbedarfsfläche 

innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 1a von 2011 liegt, wonach bereits eine 

Versiegelung durch Bebauung und Befestigung der Grundstücksfreiflächen hätte erfolgen können.  

Danach ergibt sich ein bodenfunktionaler Kompensationsbedarf von insgesamt 1,75 

Bodenwerteinheiten (BWE), untergliedert in 0,75 BWE für das Ertragspotenzial, 0,5 BWE für die 

Feldkapazität und 0,5 BWE für das Nitratrückhaltevermögen. Speziell bodenfunktionale 

Kompensationsmaßnaghmen sind mangels geeigneter Flächen z. B. durch Entsiegelung im 

Bebauungsplan nicht vorgesehen. Aufgrund der zu erwartenden positiven Auswirkungen auf die 

Bodenfunktionen durch die teilweise Aufhebung des bisherigen Dorfgebietes und die Festsetzung 

als Fläche für die Landwirtschaft in einer Größe von ca. 2.800 m² wird ein angemessener 

bodenfunktionaler Ausgleich angenommen.  

 

Die Acker- und Grünlandzahl für das 

Baugrundstück des Feuerwehrgerätehauses 

beträgt vergleichsweise geringe 35 bis 40.  

Die Bodenart wird als sandiger Lehm 

beschrieben. 

 

 

 

 

 

Eine bodenkundliche Baubegleitung oder die Verwendung des Bodenmaterials am Eingriffsort 

werden empfohlen, bleibt aber hier als mögliche technische Minderungsmaßnahme mit einem 

Wertstufengewinn von jeweils 15 % für das Ertragspotenzial, die Feldkapazität und das 

Nitratrückhaltevermögen unberücksichtigt. Anfallender, unbelasteter Bodenaushub kann innerhalb 

der Grundstücksfreiflächen zur Geländemodellierung verwendet werden. 

 

Auf die in dem Bebauungsplan vermerkten Hinweise zum vorsorgenden und nachsorgenden 

Bodenschutz sei an dieser Stelle nochmals hingewiesen. Gemäß Baugesetzbuch ist mit Boden 

schonend und sparsam umzugehen (§ 1 a Abs. 2 BauGB). Darüber hinaus sind bei Planung und 

Bauausführung insbesondere die Belange des vorsorgenden Bodenschutzes gem. §§ 4 und 7 Bun-

des-Bodenschutzgesetz, (BBodSchG, Pflichten zur Gefahrenabwehr zur Vermeidung von schädli-

chen Bodenveränderungen, Vorsorgepflicht gegen das Entstehen von schädlichen Bodenverände-

rungen) sowie §§ 1 und 2 des Hessischen Altlasten- und Bodenschutzgesetztes (HAltBodSchG, 
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Allgemeine Ziele des Bodenschutzes und die Mitwirkungspflichten bei Anhaltspunkten für das Vor-

liegen von schädlichen Bodenveränderungen) zu beachten. 

 

Zur Vermeidung der Eingriffe in das Schutzgut Boden sind auch die bauzeitlichen Auswirkungen 

durch Befahren und Verdichtung des Bodens zu minimieren. In diesem Zusammenhang wird auf die 

Maßnahmensteckbriefe des Hessischen Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt, Forsten, Jagd 

und Heimat, HMLU „Bodenkundliche Baubegleitung“ und „Wiederverwendung des Bodenmaterials 

am Eingriffsort“ und die darin beschriebenen technischen Minderungsmaßnahmen wie z. B. ein bo-

denschonender Einsatz von Baumaschinen, die Verwendung von Baggermatten etc. sowie auf das 

Merkblatt „Boden – damit Ihr Garten funktioniert“ des Hessischen Ministeriums für Umwelt, Klima-

schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (HMUKLV) hingewiesen. 

 

Zur Vermeidung und Verminderung der Beeinträchtigungen des Bodens wird die Grundfläche, die 

mit baulichen Anlagen (Gebäude und Nebenanlagen) überdeckt werden darf absolut begrenzt.  

 

Nachsorgender Bodenschutz 
Hinweise oder Verdachtsmomente auf das Vorhandensein von Altlasten, Altablagerungen oder 

Kampfmitteln liegen zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht vor. Ergeben sich im Zuge von 

Tiefbauarbeiten Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen, ist die zuständige Bodenschutz-

behörde zur Abstimmung des weiteren Vorgehens hinzuzuziehen. 

Erkenntnisse für eine besondere Bedeutung des Bodens als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte 

und über die Funktion des Bodens als Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium liegen gegenwärtig 

ebenfalls nicht vor.  

 

 

 

6.2 Natur und Landschaft / Artenschutz / Landschaftsbild 
 

Naturschutzrechtliche Schutzgebiete  
Nach dem Hessischen Naturschutz-Informationssystem (Natureg) sind  

- Naturdenkmale 
- Naturschutzgebiete 
- Landschaftsschutzgebiete 
- Vogelschutzgebiete und 
- FFH-Gebiete 
von der Planung nicht betroffen. 

Gesetzlich geschützte Biotope oder Biotopkomplexe sind nach gegenwärtigem Kenntnisstand nicht 

betroffen. 
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Im Natureg-Viewer des HLNUG sind die auf dem 

Baugrundstück des Feuerwehrgerätehauses sowie 

entlang der „Götzmannstraße“ vorhandenen Bäume 

als „Streuobst und Gehölze“ vermerkt. Siehe hierzu 

auch das Bestandsaufmaß, Abbildung 5.  

Die etwa mittig auf der geplanten Gemeinbedarfsflä-

che vorhandenen Bäume, vorwiegend Obstbäume 

können nicht erhalten werden. 

Die Gehölze entlang der „Götzmannstraße“ liegen 

teilweise auf dem Baugrundstück, teilweise auf der 

Parzelle der Kreisstraße (Flurstück 112/8). Soweit 

sie auf dem Baugrundstück liegen können sie unter Berücksichtigung der geplanten Zufahrten und 

der Freihaltung der Sichtfelder zur Kreisstraße nur teilweise erhalten bleiben. 

 
Zur Bewertung und Berücksichtigung der Belange des Artenschutzes wurde vom Büro IBW Arten-

schutz, Ottrau am 18.08.2025 eine artenschutzrechtliche Einschätzung für das Baugrundstück des 

neuen Feuerwehrgerätehauses, der Habitatpotenziale der Flächen und der vorhandenen Obst-

bäume erstellt (siehe Anlage). Danach besteht durch das geplante Bauvorhaben keine Gefährdung 

besonders geschützter Arten. Die Beseitigung der nicht zu erhaltenden Gehölze erfolgt im Zeitraum 

von November bis Februar. 

 

Darüber hinaus wird auf § 34 des Hessischen Naturschutzgesetzes zum Schutz von Insekten darauf 

hingewiesen, dass die Beleuchtung des Feuerwehrstandortes so weit wie möglich keine Fernwir-

kung oder Aufhellung der unmittelbaren Umgebung verursachen soll. 
 

Es wird deshalb auf folgende Vorgaben der Biosphäre Rhön zur Beachtung hingewiesen: 

- Wege max. mit 5 Lux, Parkplätze mit max. 10 Lux beleuchten; 

- Nur warmweißes Licht mit Farbtemperaturen von 1.800 bis max. 3.000 Kelvin verwenden; 

- Licht nur von oben nach unten auf die Nutzfläche lenken, Leuchten horizontal montieren – ohne 
Abstrahlung nach oben und zur Seite; 

- Keine aufgeneigten Leuchten, Bodenstrahler oder freistehende Röhren, um Blendung und Streu-

ung zu vermeiden; 

Ausschnitt aus dem Im Natureg-Viewer mit Ab-
grenzung des Baugrundstückes für das Feuer-
wehrgerätehaus. 
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- Beleuchtung nach Nutzungsende reduzieren – um mind. 70 % oder abschalten (Bewegungsmel-

der); 

- Verwendung geschlossener Leuchtengehäuse, die das Eindringen nachtaktiver Insekten verhin-

dern. 

 

 

Landschaftsbild 
Durch den geplanten Baukörper mit seinen zweckbedingten Dimensionen in Fläche und Höhe sind 

Beeinträchtigungen / Veränderungen des Orts- und Landschaftsbildes nicht zu vermeiden. Das be-

trifft insbesondere die Blickrichtungen aus Westen und Norden. Eine wirksame Eingrünung des Bau-

körpers nach Westen und Norden durch die Anpflanzung von Bäumen auf dem Baugrundstück ist 

unter Berücksichtigung der funktional erforderlichen intensiven baulichen Ausnutzung kaum mög-

lich. Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes können durch die Begrenzung der Höhe des Bau-

körpers auf das erforderliche Maß lediglich vermindert werden. 

Eine flächenhafte Begrünung insbesondere der Nord- und Ostfassade für eine wirksame Verminde-

rung der Beeinträchtigungen des Ortsrandbildes durch das Feuerwehrgerätehaus ist aufgrund der 

hier zahlreichen Fenster- und Türöffnungen und unmittelbar an das Gebäude anschließende umlau-

fende Fußwege kaum möglich. 

 

 

6.3 Immissionsschutz 
 

Nach einer Vorabstimmung mit dem Dezernat Immissionsschutz und Energiewirtschaft beim Regie-

rungspräsidium Kassel wird die Erstellung eines schalltechnischen Prognosegutachtens für das ver-

gleichsweise kleine Feuerwehrgerätehaus mit zwei Einstellplätzen für die Einsatzfahrzeuge gegen-

wärtig nicht für erforderlich gehalten. Damit werden auch reglementierende Festsetzungen für die 

planungsrechtlich gebotene Konliktbewältigung hinsichtlich Lärm auf der Ebene des Bebauungspla-

nes nach gegenwärtigem Kenntnisstand entbehrlich. 

Mögliche Nutzungskonflikte mit benachbarter schutzwürdiger Wohnbebauung kann die Obere Im-

missionsschutzbehörde allerdings erst nach Vorliegen einer konkreten Betriebsbeschreibung auf 

Bauantragsebene beurteilen und damit auch, ob letztendlich weitere schalltechnische Untersuchun-

gen erforderlich werden oder ob gegebenenfalls Nebenbestimmungen für den routinemäßgen Anla-

genbetrieb notwendig und ausreichend sind. 

Durch die geplante Umwidmung der bisher festgesetzten Dorfgebiete in Dörfliche Wohngebiete 

ergibt sich immissionsschutzrechtlich kein Unterschied. 
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7. Umweltbericht für das Baugrundstück des Feuerwehrgerätehauses 
Vorbemerkung: 
Wie eingangs erwähnt, beschränken sich der Umfang und Detaillierungsgrad des Umweltbe-
richtes ausschließlich auf das Bauvorhaben des neuen Feuerwehrgerätehauses und dessen 
Umweltauswirkungen. Mit der Umwandlung der Baugebiete von Dorfgebiet in Dörfliches 
Wohngebiet sind mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes keine zusätzlichen Umweltbe-
lange betroffen; hierfür wird daher ein Umweltbericht nicht für erforderlich gehalten. 
Gleichzeitig sind von der teilweisen Aufhebung des Dorfgebietes und der Festsetzung einer 
Fläche für die Landwirtschaft im Teilgeltungsbereich 1 positive Umweltauswirkungen zu er-
warten. 
 
 
 
7.1 Einleitung 
7.1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bebauungsplanes sowie 

Bedarf an Grund und Boden 
 

Zu der Lage des Plangebietes, den wichtigsten Zielen in Inhalten des Bebauungsplanes wird auf die 

Ausführungen in Kapitel 1 und 2 verwiesen.  

Das hier in Rede stehende Plangebiet (Baugrundstück des Feuerwehrgerätehauses) hat eine Ge-

samtfläche von ca. 3.450 m². 

Die für die Gemeinbedarfseinrichtungen ausgewiesene Fläche für die freiwillige Feuerwehr beträgt 

rund 2.500 m² für Bebauung und Befestigung der Grundstücksfreiflächen. Der Bedarf an Grund und 

Boden wird durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes zum Maß der baulichen Nutzung auf 

das für Erfüllung der Zweckbestimmung der Gemeinbedarfsfläche erforderliche Maß begrenzt. 

Demgegenüber entsteht durch die Teilaufhebung des Baugebietes im Teilgeltungsbereich 1 und die 

Festsetzung einer Fläche für die Landwirtschaft von ca. 2.800 m² ein „Zugewinn“ an Grund und 

Boden. Nach den Festsetzungen des geltenden Bebauungsplanes Nr. 1a von 2013 zum Maß der 

baulichen Nutzung waren bisher eine Bebauung von 2.813 m² x GRZ 0,4 = 1.125 m² sowie unter 

der Regelannahme des § 19 Absatz 4 Satz 2 BauNVO eine Befestigung der Grundstücksfreiflächen 

von 2.813 x 0,2 = 563 m² planungsrechtlich zulässig.  
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7.1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele des 
Umweltschutzes, die für den Bebauungsplan von Bedeutung sind 

 
Schutzgut Rechtsgrundlage Zielformulierungen 
   
Mensch Baugesetzbuch - Allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-

beitsverhältnisse,  
- Vermeidung der Anfälligkeit / Auswirkungen gegenüber 
Unfällen und Katastrophen durch Unfälle und Vermeidung 
von Auswirkungen aufgrund von Klimaveränderungen 
- Bewahrung der Kultur- und Sachgüter, 
der erhaltenswerten Ortsteile. 

Bundesimmissionsschutzge-
setz 
TA-Lärm 
TA-Luft 
DIN 18005 

- Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes (Lärm, Gerüche, Staub, Er-
schütterung, Strahlung etc. 

Boden Bundesbodenschutzgesetz 
 
Hessisches Altlasten- und Bo-
denschutzgesetz 
 
Bundes-Bodenschutz- und Alt-
lastenverordnung 

Vorsorgender Bodenschutz 
- Langfristiger Schutz des Bodens und seiner Funktionen 
im Naturhaushalt, insbesondere als Lebensgrundlage und 
Lebensraum für Menschen, Tiere und Pflanzen und als  
Bestandteil des Naturhaushaltes mit seinen Wasser- und 
Stoffkreisläufen 
- Puffer- und Filterfunktion für stoffliche Belastungen 
(Grundwasserschutz), 
- Archiv für die Natur- und Kulturgeschichte, 
- Standort für Rohstofflagerstätten, für land- und forstwirt-
schaftliche sowie Siedlungsbezogene und öffentliche Nut-
zungen. 
 
 
Nachsorgender Bodenschutz 
- Schutz des Bodens vor schädlichen Bodenveränderun-
gen und Sanierung schädlicher Bodenveränderungen und 
Altlasten. 

Baugesetzbuch - Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Bo-
den durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachver-
dichtung und Innenentwicklung zur Verringerung / Vermei-
dung zusätzlicher Inanspruchnahme von Böden. 

Wasser Wasserhaushaltsgesetz 
Hessisches Wassergesetz 

- Sicherung der Gewässer als Bestandteil des Naturhaus-
haltes und als Lebensraum für Tiere und Pflanzen und de-
ren Bewirtschaftung zum Wohl der Allgemeinheit und zur  
Unterlassung vermeidbarer Beeinträchtigungen ihrer öko-
logischen Funktionen. 

Baugesetzbuch - Vermeidung von Emissionen sowie sachgerechter Um-
gang mit Abfällen und Abwässern. 

Klima 
Luft 

Hessisches  
Naturschutzgesetz 

- Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Land-
schaft zur Sicherung der Leistungsfähigkeit des Natur-
haushaltes und damit auch der klimatischen Verhältnisse 
als Lebensgrundlage des Menschen und als Grundlage 
für seine Erholung. 

Bundesimmissions- 
schutzgesetz 
 
TA-Lärm 
TA-Luft 
DIN 18005 

- Vorbeugung gegen schädliche Umwelteinwirkungen zum 
Schutz des Menschen, der Tiere und Pflanzen, des Bo-
dens, des Wassers, der Atmosphäre sowie der Kultur- 
und Sachgüter. 
- Vermeidung von schädlichen Umwelteinwirkungen von 
schweren Unfällen von Betriebsbereichen und durch Zu-
ordnung von unterschiedlich schutzwürdigen Gebieten. 

Baugesetzbuch - Berücksichtigung der Erfordernisse des Klimaschutzes 
durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken 
und die der Anpassung an den Klimawandel dienen. 
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- Nutzung erneuerbarer Energien sowie der sparsame und 
effiziente Umgang mit Energie. 

Tiere 
 und 
 Pflanzen 
 
Natur und 
Landschaft 

Bundesnaturschutzgesetz 
 
Hessisches  
Naturschutzgesetz 

- Natur und Landschaft sind aufgrund ihres eigenen Wer-
tes und als Lebensgrundlage des Menschen auch in Ver-
antwortung für die zukünftigen Generationen im besiedel-
ten und unbesiedelten Bereich so zu schützen, zu pflegen 
und zu entwickeln und, soweit erforderlich wieder herzu-
stellen, dass 
- die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushal-
tes 
- die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfä-
higkeit der Naturgüter. 
- die Tier- und Pflanzenwelt einschließlich ihrer Lebens-
stätten und Lebensräume sowie 
- die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungs-
wert von Natur und Landschaft 
auf Dauer gesichert werden. 

 
Explizit in Fachplanungen konkret festgelegte Ziele des Umweltschutzes sind nach gegenwärtigem 

Kenntnisstand für die Bauleitplanung nicht zu berücksichtigen. 

Aus dem Flächennutzungsplan von 1981 sind umweltbezogene Ziele oder Maßnahmen für die Teil-

geltungsbereiche des Bebauungsplanes nicht abzuleiten. Ein Landschaftsplan ist nicht vorhanden. 

 

 

 

7.1.3 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
 

A Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des Umweltzustandes (Basisszenario) 
Als einschlägige Aspekte des derzeitigen Umweltzustandes sind im Wesentlichen die vorhandenen 

Gehölze im Bereich des Baugrundstücks für das Feuerwehrgerätehaus zu nennen, die ganz über-

wiegend nicht erhalten werden können. Nach der artenschutzrechtlichen Einschätzung (siehe An-

lage) stellen die Bäume, die gefällt werden müssen, kein großes Potenzial für Habitate dar. Des 

Weiteren wurden auf den Flächen keine Hinweise auf besonders geschützte Arten vorgefunden. Die 

notwendige Beseitigung der Bäume soll im Zeitraum von November bis Februar erfolgen. 

Daneben ist der vollständige Verlust der Bodenfunktionen im Bereich der festgesetzten Gemeinbe-

darfsfläche durch Bebauung und weitgehender Versiegelung zu nennen. 

 

Bei Nichtdurchführung der Planung bleiben die beschriebenen Umweltmerkmale voraussichtlich 

weiter unverändert erhalten. 
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B Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung auf 
die Belange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 

 
Unter Bezugnahme auf die Ausführungen zur Umweltprüfung und den unten unter C) dargestellten 

Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich der Eingriffe werden die Umwelt-

auswirkungen der Planung auf die einzelnen Schutzgüter in tabellarische Form zusammengestellt 

und bewertet. 

 

 

Erhebliche Auswirkungen insbesondere auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

sind nach der Artenschutzrechtlichen Einschätzung (siehe Anlage) und der Anlage von Blühwiesen 

nicht zu erwarten. 

Tabelle 1 Bauphase Betriebsphase 
Auswirkungen auf 
Tiere, Pflanzen, Fläche, 
Boden, Wasser, Luft, 
Klima, Landschaft, bio-
logische Vielfalt  
infolge … 
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… des Baus und des Vor-
handenseins der geplanten 
Vorhaben einschließlich Ab-
rissarbeiten 

 

X   X  

… Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbesondere Flä-
che, Boden, Wasser, Tiere, 
Pflanzen, biologische Viel-
falt 

 

X   X  

… Art und Menge an Immis-
sionen sowie der Verursa-
chung von Belästigungen 

 X   X  

… Art und Menge der er-
zeugten Abfälle und ihrer 
Beseitigung und Verwer-
tung 

  X   X 

… Risiken für die menschli-
che Gesundheit, das kultu-
relle Erbe oder die Umwelt 
(z. B. durch Unfälle oder Ka-
tastrophen) 

  X   X 

… Kumulierung mit den 
Auswirkungen von Vorha-
ben benachbarter Plange-
biete 

  X   X 

… Auswirkungen der ge-
planten Vorhaben auf das 
Klima (z. B. Art und Ausmaß 
der Treibhausgasemissio-
nen) und Anfälligkeit der ge-
planten Vorhaben gegen-
über den Folgen des Klima-
wandels 

 X   X  

… der eingesetzten Stoffe 
und Techniken   X  X  
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Das Schutzgut Fläche wird durch die absolute Begrenzung der mit Gebäuden bebaubaren und der 

Befestigung der Freiflächen auf das unbedingt notwendige Maß ausreichend berücksichtigt. Vermei-

dungs- und Verminderungsmaßnahmen zum Schutzgut Boden wie z. B. eine hochwertige Verwen-

dung überschüssigen Oberbodens ist auf der Ebene der Objektplanung / Bauphase angemessen zu 

berücksichtigen. 

 

 

Auswirkungen auf die Erhaltungsziele und Schutzzwecke von Natura 2000-Gebieten sind durch die 

Planung nach bisherigem Kenntnisstand nicht zu berücksichtigen.  

 

Tabelle 2 Bauphase Betriebsphase 
Auswirkungen auf die 
Erhaltungsziele und 
den Schutzzweck der 
Natura 2000-Gebiete in-
folge … 
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… des Baus und des Vor-
handenseins der geplanten 
Vorhaben einschließlich Ab-
rissarbeiten 

 

 X   X 

… Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbesondere Flä-
che, Boden, Wasser, Tiere, 
Pflanzen, biologische Viel-
falt 

 

 X   X 

… Art und Menge an Immis-
sionen sowie der Verursa-
chung von Belästigungen 

  X   X 

… Art und Menge der er-
zeugten Abfälle und ihrer 
Beseitigung und Verwer-
tung 

  X   X 

… Risiken für die menschli-
che Gesundheit, das kultu-
relle Erbe oder die Umwelt 
(z. B. durch Unfälle oder Ka-
tastrophen) 

  X   X 

… Kumulierung mit den 
Auswirkungen von Vorha-
ben benachbarter Plange-
biete 

  X   X 

… Auswirkungen der ge-
planten Vorhaben auf das 
Klima (z. B. Art und Ausmaß 
der Treibhausgasemissio-
nen) und Anfälligkeit der ge-
planten Vorhaben gegen-
über den Folgen des Klima-
wandels 

  X   X 

… der eingesetzten Stoffe 
und Techniken   X   X 
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Während der Bauphase entstehen unvermeidliche Beeinträchtigungen der Nachbarschaft durch die 

Bautätigkeiten (z. B. Lärm- und Staubentwicklungen). Auswirkungen / Belästigungen durch den Be-

trieb der geplanten Nutzungen im Plangebiet auf die benachbarte Wohnbebauung sind vertretbar. 

Abrissarbeiten sind nicht erforderlich. 

Auswirkungen auf das lokale Kleinklima (Erwärmung, Verdunstung) werden durch die enge Begren-

zung der Bebauung und der Versiegelung der Freiflächen weitgehend vermieden. 

 

 

 

Tabelle 3 Bauphase Betriebsphase 
Umweltbezogene Aus-
wirkungen auf den 
Menschen und seine 
Gesundheit sowie die 
Bevölkerung insge-
samt infolge … 
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… des Baus und des Vor-
handenseins der geplanten 
Vorhaben einschließlich Ab-
rissarbeiten 

 

X   X  

… Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbesondere Flä-
che, Boden, Wasser, Tiere, 
Pflanzen, biologische Viel-
falt 

 

X   X  

… Art und Menge an Immis-
sionen sowie der Verursa-
chung von Belästigungen 

 X   X  

… Art und Menge der er-
zeugten Abfälle und ihrer 
Beseitigung und Verwer-
tung 

  X   X 

… Risiken für die menschli-
che Gesundheit, das kultu-
relle Erbe oder die Umwelt 
(z. B. durch Unfälle oder Ka-
tastrophen) 

  X   X 

… Kumulierung mit den 
Auswirkungen von Vorha-
ben benachbarter Plange-
biete 

  X   X 

… Auswirkungen der ge-
planten Vorhaben auf das 
Klima (z. B. Art und Ausmaß 
der Treibhausgasemissio-
nen) und Anfälligkeit der ge-
planten Vorhaben gegen-
über den Folgen des Klima-
wandels 

 X   X  

… der eingesetzten Stoffe 
und Techniken   X  X  
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Kultur- und / oder Sachgüter sind bei der Planung nicht zu berücksichtigen. 

Belange des Denkmalschutzes / Bodendenkmäler sind nach bisherigem Kenntnisstand nicht betrof-

fen. Ergeben sich im Zuge der Tiefbauarbeiten Hinweise auf schadstoffbedingte schädliche Boden-

veränderungen, ist die zuständige Bodenschutzbehörde zur Abstimmung des weiteren Vorgehens 

hinzuzuziehen. 

Werden bei den Bauarbeiten Bodendenkmäler oder Bodenfunde entdeckt, sind diese zu sichern und 

unverzüglich den zuständigen Denkmalpflegebehörden anzuzeigen. 

 

 

 

Tabelle 4 Bauphase Betriebsphase 
Umweltbezogene Aus-
wirkungen auf Kultur-
güter und sonstige 
Sachgüter infolge … 
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… des Baus und des Vor-
handenseins der geplanten 
Vorhaben einschließlich Ab-
rissarbeiten 

 

 X   X 

… Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbesondere Flä-
che, Boden, Wasser, Tiere, 
Pflanzen, biologische Viel-
falt 

 

 X   X 

… Art und Menge an Immis-
sionen sowie der Verursa-
chung von Belästigungen 

  X   X 

… Art und Menge der er-
zeugten Abfälle und ihrer 
Beseitigung und Verwer-
tung 

  X   X 

… Risiken für die menschli-
che Gesundheit, das kultu-
relle Erbe oder die Umwelt 
(z. B. durch Unfälle oder Ka-
tastrophen) 

  X   X 

… Kumulierung mit den 
Auswirkungen von Vorha-
ben benachbarter Plange-
biete 

  X   X 

… Auswirkungen der ge-
planten Vorhaben auf das 
Klima (z. B. Art und Ausmaß 
der Treibhausgasemissio-
nen) und Anfälligkeit der ge-
planten Vorhaben gegen-
über den Folgen des Klima-
wandels 

  X   X 

… der eingesetzten Stoffe 
und Techniken   X   X 
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Während der Bauphase kommt es zu unvermeidlichen Beeinträchtigungen der Nachbarschaft durch 

Baulärm, Staubentwicklungen etc.  

(Lärm-)Emissionen während der Betriebsphase des Vorhabens auf schutzwürdige Nachbarbebau-

ung können abschließend erst nach Vorliegen einer konkreten Betriebsbeschreibung beurteilt wer-

den (siehe Kapitel 6.3 „Immissionsschutz“). 

Die ordnungsgemäße Beseitigung des anfallenden Mülls und die Abwasserentsorgung können über 

die vorhandenen Entsorgungswege und -Einrichtungen gewährleistet werden. Beim Anfall und Indi-

rekteinleitung mineralölhaltiger Abwässer wird auf den Anhang 49 der Abwasserverordnung hinge-

wiesen. 

Tabelle 5 Bauphase Betriebsphase 
Vermeidung von Emis-
sionen sowie der sach-
gerechte Umgang mit 
Abfällen und Abwäs-
sern infolge … 
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… des Baus und des Vor-
handenseins der geplanten 
Vorhaben einschließlich Ab-
rissarbeiten 

 
X   X  

… Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbesondere Flä-
che, Boden, Wasser, Tiere, 
Pflanzen, biologische Viel-
falt 

 

X   X  

… Art und Menge an Immis-
sionen sowie der Verursa-
chung von Belästigungen 

 X   X  

… Art und Menge der er-
zeugten Abfälle und ihrer 
Beseitigung und Verwer-
tung 

  X   X 

… Risiken für die menschli-
che Gesundheit, das kultu-
relle Erbe oder die Umwelt 
(z. B. durch Unfälle oder Ka-
tastrophen) 

  X   X 

… Kumulierung mit den 
Auswirkungen von Vorha-
ben benachbarter Plange-
biete 

  X   X 

… Auswirkungen der ge-
planten Vorhaben auf das 
Klima (z. B. Art und Ausmaß 
der Treibhausgasemissio-
nen) und Anfälligkeit der ge-
planten Vorhaben gegen-
über den Folgen des Klima-
wandels 

  X   X 

… der eingesetzten Stoffe 
und Techniken   X  X  
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Der Aspekt der Nutzung erneuerbarer Energien sowie deren sparsame und effiziente Nutzung ist 

auf der Ebene der Objektplanung nach den hierfür einschlägigen Vorschriften zu berücksichtigen. 

Die Wärmeversorgung ist durch Wärmepumpen vorgesehen. 

 

 

Tabelle 6 Bauphase Betriebsphase 
Nutzung erneuerbarer 
Energien sowie die 
sparsame und effizi-
ente Nutzung von Ener-
gie infolge … 
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… des Baus und des Vor-
handenseins der geplanten 
Vorhaben einschließlich Ab-
rissarbeiten 

 
 X   X 

… Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbesondere Flä-
che, Boden, Wasser, Tiere, 
Pflanzen, biologische Viel-
falt 

 

 X   X 

… Art und Menge an Immis-
sionen sowie der Verursa-
chung von Belästigungen 

  X   X 

… Art und Menge der er-
zeugten Abfälle und ihrer 
Beseitigung und Verwer-
tung 

  X   X 

… Risiken für die menschli-
che Gesundheit, das kultu-
relle Erbe oder die Umwelt 
(z. B. durch Unfälle oder Ka-
tastrophen) 

  X   X 

… Kumulierung mit den 
Auswirkungen von Vorha-
ben benachbarter Plange-
biete 

  X   X 

… Auswirkungen der ge-
planten Vorhaben auf das 
Klima (z. B. Art und Ausmaß 
der Treibhausgasemissio-
nen) und Anfälligkeit der ge-
planten Vorhaben gegen-
über den Folgen des Klima-
wandels 

  X   X 

… der eingesetzten Stoffe 
und Techniken   X   X 
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Der Flächennutzungsplan weist für das Plangebiet keine spezifischen landschaftsplanerischen Ziele 

/ Maßnahmen aus. Ein Landschaftsplan ist nicht vorhanden. 

Fachpläne des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechtes sind nach gegenwärtigem Kenntnis-

stand nicht zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Tabelle 7 Bauphase Betriebsphase 
Darstellung von Land-
schaftsplänen sowie 
die von sonstigen Plä-
nen insbesondere des 
Wasser-, Abfall- und 
Immissionsschutz-
rechts infolge … 
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… des Baus und des Vor-
handenseins der geplanten 
Vorhaben einschließlich Ab-
rissarbeiten 

 

 X   X 

… Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbesondere Flä-
che, Boden, Wasser, Tiere, 
Pflanzen, biologische Viel-
falt 

 

 X   X 

… Art und Menge an Immis-
sionen sowie der Verursa-
chung von Belästigungen 

  X   X 

… Art und Menge der er-
zeugten Abfälle und ihrer 
Beseitigung und Verwer-
tung 

  X   X 

… Risiken für die menschli-
che Gesundheit, das kultu-
relle Erbe oder die Umwelt 
(z. B. durch Unfälle oder Ka-
tastrophen) 

  X   X 

… Kumulierung mit den 
Auswirkungen von Vorha-
ben benachbarter Plange-
biete 

  X   X 

… Auswirkungen der ge-
planten Vorhaben auf das 
Klima (z. B. Art und Ausmaß 
der Treibhausgasemissio-
nen) und Anfälligkeit der ge-
planten Vorhaben gegen-
über den Folgen des Klima-
wandels 

  X   X 

… der eingesetzten Stoffe 
und Techniken   X   X 
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Der Aspekt der Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität ist in diesem Planungsfall kaum relevant. 

Immissionsgrenzwerte von Rechtsverordnungen der Europäischen Union sind nicht nach bisheri-

gem Kenntnisstand zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

Tabelle 8 Bauphase Betriebsphase 
Erhaltung der Best-
möglichen Luftqualität 
in Gebieten, in denen 
die durch Rechtsver-
ordnung zur Erfüllung 
von Rechtsakten der 
Europäischen Union 
festgelegten Immissi-
onsgrenzwerte nicht 
überschritten werden 
Infolge … 
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… des Baus und des Vor-
handenseins der geplanten 
Vorhaben einschließlich Ab-
rissarbeiten 

 

 X   X 

… Nutzung natürlicher Res-
sourcen, insbesondere Flä-
che, Boden, Wasser, Tiere, 
Pflanzen, biologische Viel-
falt 

 

 X   X 

… Art und Menge an Immis-
sionen sowie der Verursa-
chung von Belästigungen 

  X   X 

… Art und Menge der er-
zeugten Abfälle und ihrer 
Beseitigung und Verwer-
tung 

  X   X 

… Risiken für die menschli-
che Gesundheit, das kultu-
relle Erbe oder die Umwelt 
(z. B. durch Unfälle oder Ka-
tastrophen) 

  X   X 

… Kumulierung mit den 
Auswirkungen von Vorha-
ben benachbarter Plange-
biete 

  X   X 

… Auswirkungen der ge-
planten Vorhaben auf das 
Klima (z. B. Art und Ausmaß 
der Treibhausgasemissio-
nen) und Anfälligkeit der ge-
planten Vorhaben gegen-
über den Folgen des Klima-
wandels 

  X   X 

… der eingesetzten Stoffe 
und Techniken   X   X 
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C Maßnahmen zur Vermeidung / Verminderung und zum Ausgleich der Eingriffe  
 

Maßnahmen zur Verminderung und Vermeidung der Eingriffe innerhalb des Baugrundstü-
ckes für das Feuerwehrgerätehaus 
Als Maßnahmen zur Verminderung und Vermeidung der Eingriffe in der Gemeinbedarfsfläche sind 

zu nennen: 

- Absolute Begrenzung der zulässigen Bebauung, 

- Begrenzung der Bodenversiegelung durch Verwendung wasserdurchlässiger Materialien zur Be-
festigung der PKW-Stellplätze, 

- Die Neuanlage von Blühwiesen, 

- Erhaltung der vorhandenen Gehölze insbesondere entlang der „Götzmannstraße“ soweit diese 
in das Freiflächenkonzept der Objektplanung unter Berücksichtigung der notwendigen Zufahrten 

und der Freihaltung der Sichtfelder in der Kreisstraße 10 integriert werden können. 

Die Untere Naturschutzbehörde merkt hierzu an: Alle zu erhaltende Gehölze sind dauerhaft zu 

erhalten und gem. DIN 18920 vor Beeinträchtigungen wie z. B. mechanischer Beschädigung 

oder Auffüllungen/Abgrabungen im Wurzelbereich zu schützen. Die Beseitigung der nicht zu er-

haltenden Gehölze hat in der vogelbrutfreien Zeit zwischen dem 1.10 und 01.03 zu erfolgen, 

um nicht in den Konflikt mit dem Artenschutz nach § 44 BNatSchG zu geraten. Vor den Fällungen 

sind die betroffenen Bäume auf das Vorkommen von Brut- und Lebensstätten von geschützten 

und besonders geschützten Tierarten zu untersuchen (Anhaltspunkte: Nester, Baumhöhlen, 

Baumspalten, usw.). Sofern dies der Fall sein sollte, ist vor Beginn aller Arbeiten eine Abstim-

mung mit der Unteren Naturschutzbehörde über die weitere Vorgehensweise und die erforder-

lichen Maßnahmen zur Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Verbote erforderlich. 

 

 
Maßnahmen zum Ausgleich der Eingriffe (Teilgeltungsbereich 1) 
Die Maßnahmen zum Ausgleich der Eingriffe durch das Bauvorhaben des Feuerwehrgerätehauses 

erfolgen über die Teilaufhebung des bisher im Bebauungsplan Nr. 1a „Westlicher Ortsteil“ von 2013 

festgesetzten Dorfgebietes und Festsetzung einer Fläche für die Landwirtschaft in einer Größe von 

2.813 m². 

Zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs nach der Kompensationsverordnung wurde im Folgenden 

eine Gegenüberstellung der Eingriffe durch das geplante Bauvorhaben und der Ausgleichsmaßnah-

men erstellt. Danach verbleibt ein geringes Kompensationsdefizit von – 951 Biotopwertpunkten. 

Die jeweiligen Flächenermittlungen sind dem als Anlage beigefügten „Lageplan zur Kompensations-

ermittlung“ zu entnehmen. 
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Vorbemerkung: 

Die Erweiterung des Geltungsbereiches am Nordrand (515 m² neu) bleibt bei der obigen Ermittlung 

unberücksichtigt, weil sie bilanzierungstechnisch neutral ist. 

Die Erweiterung des Baugebietes (MDW, 154 m²) am Nordrand bleibt bei der obigen Ermittlung 

wegen Geringfügigkeit ebenfalls unberücksichtigt. 

 

 
A. BESTAND (Gemeinbedarfsfläche) 
Standardnutzungstyp 06.220 „intensiv genutzte Weiden“ 
Fläche: 1.602 m² x 21 WP / m²      = 33.642 WP 
 
Standardnutzungstyp 04.110 „Einzelbaum, heimisch, standortgerecht“ 
8 Stück á i. M. 20 m² (nicht zu erhalten) 
Fläche: 160 m² x 34 WP       = 5.440 WP 
 
B: PLANUNG (Gemeinbedarfsfläche) 
Standardnutzungstyp 10.510 „sehr stark oder völlig versiegelte Flächen“ 
Fläche: 1.602 m² x 3 WP / m²      = 4.806 WP 
 
C: EINGRIFF (Gemeinbedarfsfläche) 
33.642 WP + 5.440 WP - 4.806 WP     = - 34.276 WP 
 
 
 

 
A: BESTAND 
Standardnutzungstyp 06.220 „intensiv genutzte Weiden“ 
Fläche: 556 m² + 397 m² = 953 m² x 21 WP / m²   = 20.013 WP 
 
B. PLANUNG 
Standardnutzungstyp 06.370 „Naturnahe Grünlandanlage“ (Blühwiese) 
Fläche: 556 m² + 397 m² = 953 m² x 25 WP / m²   = 23.825 WP 
 
C: AUSGLEICH (Private Grünflächen, „Blühwiese“) 
23.825 - 20.013         = + 3.812 WP 
 
 

 

- 34.276 WP + 3.812 WP       = - 30.464 WP 

1. Eingriff außerhalb des bestehenden Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 1a von 
2013 

    

2. Ausgleich außerhalb des bestehenden Geltungsbereiches des Bebauungsplanes  
Nr. 1a von 2013 – Anlage von Blühwiesen - 

3. Verbleibender Eingriff außerhalb des bestehenden Geltungsbereiches des Bebauungs-
planes  
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A. BESTAND (gemäß den Festsetzungen zum zulässigen Maß der baulichen  

Nutzung) 
Gesamtfläche MD: 875 m² 

 
A1: Zulässige Bebauung 
 875 m² x 0,4 (GRZ) = 350 m² 
 Standardnutzungstyp 10.510 „sehr stark oder völlig versiegelte Flächen“ 
 350 m² x 3 WP / m²        = 1.050 WP 
 
A2: Befestigte Freiflächen 

875 m² x 0,2 (50 % der GRZ gemäß pauschaler Regelung des § 19 Abs. 4 Satz 2 
BauNVO) 

 875 m² x 0,2 = 175 m³ 
 Standardnutzungstyp 10.520 „nahezu versiegelte Flächen, Pflaster“ 
 175 m² x 3 WP / m²        = 525 WP 
 
A3: Unbefestigte Freiflächen 
 875 m² x 0,4 (Restfläche) 
 Standardnutzungstyp 11.221 „arten- und strukturarme Hausgärten“ (Annahme) 
 875 m² x 0,4 = 350 m² x 14 WP      = 4.900 WP 
 
A4: Standardnutzungstyp 04.110 „Einzelbaum, heimisch, standortgerecht“ 

9 Stück á i. M. 16 m² (nicht zu erhalten) 
Fläche: 144 m² x 34 WP       = 4.896 WP 

 
 
Gesamtbestandswert (Gemeinbedarfsfläche)  
1.050 + 525 + 4.900 + 4.896     =       11.371 WP 
   
 
 
B. PLANUNG (Gemeinbedarfsfläche) 
Standardnutzungstyp 10.510 „sehr stark oder völlig versiegelte Flächen“ 
Fläche: 875 m² x 3 WP        = 2.625 WP 
 
 

 
 
11.371 WP - 2.625 WP       =       - 8.746 WP 

4. Eingriff innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 1a von 2013 festge-
setzten Baugebietes (MD) durch das Feuerwehrgerätehaus (Gemeinbedarfsfläche) 

5. Verbleibender Eingriff durch die Gemeinbedarfsfläche innerhalb des bestehenden  
Bebauungsplanes Nr. 1a von 2013 
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A. BESTAND: (gemäß den Festsetzungen zum zulässigen Maß der baulichen Nutzung) 
Gesamtfläche MD: 2.813 m² 
 
A1: Zulässige Bebauung 
 2.813 m² x 0,4 (GRZ) = 1.125 m² 
 Standardnutzungstyp 10.510 „sehr stark oder völlig versiegelte Flächen“ 
 1.125 m² x 3 WP / m²      = 3.375 WP 
 
A2: Befestigte Freiflächen 

2.813 m² x 0,2 (50 % der GRZ gemäß pauschaler Regelung des § 19 Abs. 4 Satz 2 
BauNVO) 

 2.813 m² x 0,2 = 563 m³ 
 Standardnutzungstyp 10.520 „nahezu versiegelte Flächen, Pflaster“ 
 563 m² x 3 WP / m²       = 1.689 WP 
 
A3: Unbefestigte Freiflächen 
 2.813 m² x 0,4 (Restfläche) 
 Standardnutzungstyp 11.221 „arten- und strukturarme Hausgärten“ (Annahme) 
 1.125 m² x 0,4 = 14 WP      = 15.750 WP 
 
 
Gesamt-Bestandswert des MD: 3.375 + 1.689 + 15.750  = 20.814 WP 
 
 
 
B. PLANUNG: 
Gesamtfläche: 2.813 m² 
 → Festsetzung in der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1a:  
„Fläche für die Landwirtschaft“ (Grünland) 
Standardnutzungstyp 06.620 „intensiv genutzte Weiden“ 
Fläche: 2.813 m² x 21 WP / m²      = 59.073 WP 
 
 
C. AUSGLEICH durch die Reduzierung des Baugebietes (MD) 
59.073 WP - 20.814 WP        =  + 38.259 WP 
 
 
 
 
 
 
 
 

6. Ausgleich durch Reduzierung des im Bebauungsplan Nr. 1a von 2013 festgesetzten Bau-
gebietes (MD) - Umwandlung in Fläche für die Landwirtschaft - 
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Verbleibender Eingriff außerhalb des Geltungsbereiches  
des Bebauungsplanes Nr. 1a von 2013 (Nr. 3)    = - 30.464 WP  
 

Verbleibender Eingriff durch die Gemeinbedarfsfläche innerhalb des  
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 1a von 2013 (Nr. 5) = - 8.746 WP 
 
Ausgleich durch Reduzierung des im Bebauungsplan Nr. 1a von 2013  
festgesetzten Baugebietes (MD) (Nr. 6)    = + 38.259 WP 
 
 
Gesamtbetrachtung der naturschutzrechtlichen Kompensation innerhalb der Be-
zugsfläche 
 
Kompensationsdefizit 
- 30.464 – 8.746 + 38.259        =    - 951 WP 
 

 

 

 

 

D In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten 
 hinsichtlich der Wahl des Standortes 
 

Hinsichtlich der in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten wird auf die Ausfüh-

rungen in Kapitel 2 „Lage und Abgrenzung des Plangebietes“ für den geplanten Neubau des  

Feuerwehrgerätehauses verwiesen 

 

 

 
E Eine Beschreibung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen aufgrund der Anfälligkeit 

der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastro-
phen 

 

 Eine Beschreibung ist nicht erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

7. Gegenüberstellung des Eingriffs durch das Feuerwehrgerätehaus und des Ausgleichs 
durch die Reduzierung des Baugebietes (MD) innerhalb der Bezugsfläche 
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F Wechselwirkungen 
Wechselwirkungen beziehen sich auf die gegenseitige Beeinflussung der einzelnen Bestandteile 

des Naturhaushaltes wie Luft, Klima, Wasser, Fläche, Boden, Flora und Fauna. Die Herausforde-

rung bei der Bewertung von Wechselwirkungen besteht in der Komplexität ökologischer Prozesse 

und der Schwierigkeit, alle potenziellen Interaktionen und deren Auswirkungen zu erfassen. Das 

Baugesetzbuch beschränkt die Bewertung auf Informationen, die mit zumutbarem Aufwand auf der 

Grundlage der verfügbaren Umweltinformationen und wissenschaftlichen Erkenntnissen unter Be-

rücksichtigung der konkreten Erheblichkeit von Umweltauswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter 

der jeweiligen Planung abgeschätzt werden können. 

 

Art / Umfang der möglichen Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern werden an-

hand der in der Umweltprüfung verwendeten Informationen und bereits im Umweltbericht erfolgten 

Bewertung der Umweltbelange in der folgenden Matrix dreistufig bewertet: 

- sehr geringe oder keine 
o geringe 
+ gegebene 
 

 
 Tiere Pflanzen Fläche Boden Wasser Luft Klima Kultur- / 

Sachgüter Mensch Land-
schaft 

Biolog. 
Vielfalt 

Tiere 
  + + + - - - - o o + 

Pflanzen 
 +  + + o o o - o o + 

Fläche 
 + +  + o - o - o o o 

Boden 
 + + +  + - - - o o + 

Wasser 
 - o o +  - - - o o o 

Luft 
 - o - - -  o - + - - 

Klima 
 - o o - - o  - + - o 

Kultur- / 
Sachgü-
ter 

- - - - - - -  o - - 

Mensch 
 o o o o o + + o  o o 

Land-
schaft o o o o o - - - o  o 

Biolog. 
Vielfalt + + o + o - o - o o  
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7.2 Zusätzliche Angaben 
 

Technische, bei der Umweltprüfung angewendete Verfahren, Schwierigkeiten bei der Zusammen-

stellung der Angaben oder fehlende Kenntnisse sind zum gegenwärtigen Planungsstand nicht zu 

beschreiben. 

Eine abschließende Beurteilung des Lärmschutzes durch die Immissionsschutzbehörden ist erst an-

hand einer konkreten Betriebsbeschreibung des Bauvorhabens im Rahmen der Objektplanung / des 

Bauantrages möglich. 

 

Die Marktgemeinde Philippsthal (Werra) wird im Rahmen der Überwachung der erheblichen Auswir-

kungen der Durchführung des Bebauungsplanes auf die Umwelt - sog. „Monitoring“ nach § 4c 

BauGB - die Einhaltung der im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen insbesondere zur Be-

grenzung der Bodenversiegelung, Umsetzung der grünordnerischen Maßnahmen und die dauer-

hafte Umsetzung von Kompensationsmaßnahmen im Teilgeltungsbereich 1 des Bebauungsplanes 

gewährleisten. Alle zwei bis drei Jahre sollte ein Monitoring der Kompensationsmaßnahmen statt-

finden, um deren Erfolg festzustellen. 

 

Referenzliste der Quellen, die für den im Umweltbericht enthaltenen Beschreibungen und Bewer-

tungen herangezogen wurden: 

- Flächennutzungsplan der Marktgemeinde Philippsthal (Werra) 

- Artenschutzrechtliche Einschätzung Büro IBW Artenschutz, Ottrau vom 18.08.2025 für die Ge-

meinbedarfsfläche 

- Bodenviewer des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geologie (HLNUG) 

 www.bodenviewer.hessen.de 

- Kompensation des Schutzgutes Boden in der Bauleitplanung – Arbeitshilfe zur Ermittlung des 

Kompensationsbedarfs für das Schutzgut Boden in Hessen und Rheinland-Pfalz, 2018 des Hes-

sischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geologie (HLNUG) 

- Kompensationsverordnung (KV 2018) 

- Hessisches Naturschutzinformationssystem www.natureg.hessen.de 

- Wasserviewer Hessen 

http://www.bodenviewer.hessen.de/

